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JuBtizassistent, 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle.

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

der Witwe des Transportarbeiters Anton van 2 0 i  Magdalene 
geb. in m m m m ,  AflHMtrasse

Klägerin» Widerbeklagten, 
Berufungsklägerin und Revisions
Klägerin, ---

- Prozessbevollmächtigtert Rechtsanwalt

g e g e n

den Metzgermeister Heinrich E 
strasseJB,

in B

Beklagten» Widerkläger» 
Berufungsbeklagten und Revisions­
beklagten»

- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 16. Juni 1954 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Prof.Br.Meiß und der Bundesrichter Br.Gelhaar 
Br.Meyer, Hanebeck und Br,Bode

für Recht erkannt?

Bie Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
4. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Büssel- 
dorf vom 13. Januar 1953 wird zurückgewiesen.
Bie Kosten der Revision werden der Klägerin 
auferlegt *

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die Klägerin kam am 14* Januar 1942 auf dem vereisten 
Bürgersteig vor dem Hause des Beklagten zu Pall* Dabei er­
litt sie einen Bruch des linken Oberschenkelhalses* Ihr in­
zwischen verstorbener Ehemann machte den Beklagten mit einer 
Klage auf Peststellung seiner Schadensersatzpflicht sowie 
Zahlung eines bezifferten Betrages von 288,20 RH und eines 
der Höhe nach in gerichtliches Ermessen gestellten Schmer- 

___ zengeldes für die Unfallfolgen verantwortlich* Durch rechts­
kräftig gewordenes Zwischenurteil des Landgerichts in Düssel­
dorf vom 29* Juli 1942 wurde die Klage dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt (10 0 40/42 LG Düsseldorf)* Nachdem 
darauf Über die Polgen des Unfalls ein Gutachten der Chirur­
gischen Klinik der Medizinischen Akademie in vom
25* Januar 1943 eingeholt worden war, kam es am 20. März 1943 
im Zusammenwirken der beiderseitigen Prozessbevollmächtigten 
und eines Vertreters der Allgemeine Versicherungs-
AG als der Versicherungsgesellschaft des Beklagten zum Ab­
schluss eines gerichtlichen Vergleichs, durch den der Beklag­
te sich verpflichtete, an den Kläger, der inzwischen von der 
Versicherungsgesellschaft für die bis dahin entstandenen 
Aufwendungen bereits 297>20 HM erhalten hatte, ”zur Abgel­
tung sämtlicher Ansprüche aus dem Unfall” 2 750 RH zu zahlen. 
"Hierdurch sollen”, so wurde weiter vereinbart, "sämtliche 
Ansprüche des Klägers und seiner Ehefrau auB dem Unfall vom 
14* Januar 1942 sowohl für die Vergangenheit wie für die Zu­
kunft vollständig erledigt sein, gleichgültig, ob es sich 
um iA vorliegenden Rechtsstreit geltend gemachte oder nicht 
geltend gemachte, um heute bekannte oder unbekannte Ansprüche 
handelt,” Von dem Recht zum Widerruf des Vergleichs, das sich 
beide Parteien bis zum 1, April 1943 vcrbehielten, wurde kein* 
Gebrauch gemacht.
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Die Klägerin ist seit 1949 mit dem Verlangen nach weiter- 
gehendem Schadensersatz hervorgetreten« ‘Sie hat dieses Be­
gehren darauf gegründet, dass nach Abschluss.des Vergleichs 
als Folge des Unfalls eine Arthrosis deformans des linken 
Hüftgelenks mit ständig fortschreitender Missbildung des 
Gelenkkcpfes und Versteifung des Hüftgelenks eingetreten 
sei, so dass sie neue Schmerzen habe erdulden müssen und 
nunmehr ausserstände sei, ihren früheren Beruf als Büglerin 
noch auszuüben.. Diese Veränderung ihres Gesundheitszustandes 
sei bei Abschluss des Vergleichs weder für sie noch für den 
Beklagten erkennbar oder voraussehbar gewesen«

Mit der Klage auf Zahlung von 300 DM nebst Zinsen hat 
die Klägerin die Entrichtung einer Monatsrente von 70 DM 
zunächst nur für die Monate Juli bis September 1948 sowie 
Zahlung eines Teilschmerzensgeldes von 90 DM verlangt«,

Der Beklagte hat widerlegend um die Feststellung gebe­
ten» dass der Klägerin axis dem Unfall keinerlei Ansprüche 
gegen ihn mehr zustehen«

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und nach dem 
Anträge der Widerklage erkannt« Die Berufung der Klägerin 
blieb ohne Erfolg« Mit der Revision erstrebt die Klägerin 
weiterhin die Verurteilung des Beklagten nach dem Anträge 
ihrer Klage und die Abweisung der Widerklage« Der Beklagte

if

.beantragt, die Revision zurücfczuweisen«
., •

'

Entscheidungsgründe: •

Das Berufungsgericht ist der Ansicht, dass der Abfin­
dungsvergleich vom 20« März 1943 die Geltendmachung weiterer
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Schadensersatzansprüche durch die Klägerin ausschliesst.

*

1« Ersichtlich geht das Berufungsgericht davon aus, 'W
dass der Vergleich, obwohl er von dem Ehemann der Klägerin 
und nicht vcn ihr seihst geschlossen worden ist> auch für ‘ * 
und gegen sie seihst Wirksamkeit erlangt hat. Ob sich diese * **
Annahme aus den güterrechtlichen Beziehungen rechtfertigt, ^ 
in denen die Klägerin während der Ehe mit ihrem verstorbenen ‘ * 
Ehemann, einem niederländischeil Staatsangehörigen, gelebt *
hat, ist vom Berufungsgericht nicht untersucht worden« Das n
Berufungsgericht hat aber hervorgehoben, dass die Klägerin ** 
den Vergleich genehmigt habe. Zumindest aus diesem Grunde *
sind die durch den Vergleich getroffenen Verfügungen überf *die SchadensersatzazB prüche der Klägerin und insbesondere 
der Verzicht auf alle Ansprüche, die ihr über die Vergleichs­
summe hinaus zustehen könnten, nach § 185 BGB auch für und 
gegen sie wirksam geworden. In dieser Hinsicht hat die Klä­
gerin die Wirksamkeit des Vergleichs auch nicht in Zweifel
^ejzggen*

Das Berufungsgericht hat geprüft, ob nicht der Ver­
gleich nach § 779 BGB als unwirksam anzusehen ist« Es ist 
der Behauptung der Klägerin gefolgt, dass Grundlage des Ver­
gleichs das fachärztliche Gutachten vom 25- Januar 1943 ge­
wesen ist. Hach dem Inhalte dieses Gutachtens hat die Klägerin 
bei der Untersuchung vom 25- Januar 1943 darüber geklagt, 
dass sie noch dauernd Schmerzen an der Innenseite des Ober­
schenkels und an der Oberschenkelaussenseite in der HÜft- 
gegend habe; sie sei steif geworden und könne sich keine 
Strümpfe und Schuhe mehr anziehen« Das Gutachten hat festge­
stellt, dass der Bruch in befriedigender Stellung knöchern 
fest verheilt sei; die verbliebenen Unfallfolgen, insbesondere

!
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die Einschränkung der Beugefähigkeit im Hüftgelenk, seien 
nicht sehr erheblich, wenngleich auch nicht belanglos. Das 
Gutachten ist zu dem Ergebnis gekommen, dass die Klägerin 
bis auf weiteres zu 15 # erwerbsgemindert sei. Bei der 
Beurteilung der Zukunftsaussichten hat es zum Ausdruck ge­
bracht, es sei nicht wahrscheinlich, dass sich die jetzigen 
Beschwerden verschlimmern würden, eher sei mit einer Besse­
rung zu rechnen; schon heute sei das Bein als gut gebrauchs­
fähig anzusehen, was aus dem Pehlen von Muskelurofangdifferen- 
zen und der gleich guten Pußsohlenbeschwielung zu schliessen 
sei« Das Berufungsgericht hat hierzu erwogen, es könne dahin­
gestellt bleibenJ ob die als sicher erkannte knöchern'feste 
Verheilung des Bruchs zu den feststehenden Grundlagen des 
Vergleichs gehört, habe; wie das von der Klägerin beigebrach­
te Gutachten der Chirurgischen Klinik der Medizinischen 
Akademie in D f l M H P  vom 7* September 1950 beweise, habe 
sich an dieser Verheilung als solcher nämlich nichts geändert. 
Dass sich eine Arthrosis deformans entwickelt und eine Miss­
bildung des Gelenkkopfes und weitere Versteifung des Hüftge­
lenkes nach sich gezogen habe, genöre aber zu dem Bereich 
der weiteren Unfallfolgen, deren Umfang und künftige Ent­
wicklung bei Abschluss des Vergleichs durchaus ungewiss ge-

»
wesen sei. Die Prognose des Gutachtens vom 25- Januar 1943 
habe bei ihrer vorsichtigen Formulierung die Möglichkeit 
einer Verschlechterung des Gesundheitszustandes der Klägerin 
deutlich offengelassen. Im damaligen Rechtsstreit sei für die 
Klägerin vorgetragen worden, dass sie nach Auskunft der be­
handelnden Ärzte mit an Sicherheit grenzender Wahrschein­
lichkeit zeit ihres Lebens an den Unfallfclgen zu leiden 
haben werde. Diese Gefahr sei durch das Gutachten keineswegs 
ausgeschlossen worden. Daher könne nicht davon gesprochen werg 
den, dass ein als feststehend zugrunde gelegter Sachverhalt
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der Wirklichkeit nicht entsprochen habe» Auch wäre die Unge­
wissheit über die weitere Entwicklung des Körperschadens 
der Klägerin und der Streit über den Umfang der Schadenser­
satzpflicht des Beklagten selbst dann nicht vermieden worden, 
wenn die Parteien bei Abschluss des VergMchs gewusst hätten, 
wie der jetzige Gesundheitszustand der Klägerin sein würde.
Für eine aus § 779 BGB abzuleitende Unwirksamkeit des Ver­
gleichs fehle es daher an den hierfür erforderlichen Voraus­
setzungen- ___

Diese Ausführungen lassen einen Rechtsirrtum nicht er­
kennen, Sie werden von der Revision auch nicht angegriffen.

3. Das Berufungsgericht hat weiter untersucht, ob nicht 
in einschränkender Auslegung des Vergleichs angenommen wer­
den könne, dass sich der Vergleich mit dem Verzicht auf 
alle weiteren Ansprüche aus dem Unfall nur auf einen begrenz­
ten Schadenskreis bezogen habe, von dem der neu eingetretene 
Schaden nicht mitumfasst sei- Es ist jedoch zu dem Ergebnis 
gelangt, dass die Vereinbarungen nicht in einem solchen ein­
geschränkten Sinne verstanden werden könnten. Die heutigen 
unfallbedingten Körperschäden der Klägerin lägen, so hat das 
Berufungsgericht aus dem Gutachten vom 25» Januar 1943 in 
Verbindung mit dem damaligen Prozessvortrag geschlossen, 
nicht gänzlich ausserhalb des bei Vergleichsabschluss voadisnden 
gewesenen Vorstellungskreises der Parteien, gleichviel, ob sie 
sich als unmittelbare oder mittelbare Folge des Unfalls dar­
stellten, und unabhängig davon, dass den Parteien die genaue 
medizinische Bezeichnung der Spätfolgen damals nicht zum 
Bewusstsein gekommen sei* ob die Klägerin gerade an eine 
MArthro3is deformans'1 habe denken können, sei nicht von ent­
scheidender Bedeutung.

***
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Das Berufungsgericht hat eine einschränkende Auslegung 
des Vergleichs aber auch darum nicht für möglich gehalten, 
weil die Parteien, wie sich aus der Passung des Vergleichs 
und den Umständen seines Zustandekommens 'ergebe, über die 
bei Vergleichsabschluss bestehende und zu erwartende Ge­
staltung der Schadensfolgen hinaus für die Zukunft hätten 
Vorsorge treffen wollen. Wenn es in dem Vergleich heisse, 
dass sämtliche Ansprüche aus dem Unfall für Vergangenheit 
und Zukunft erledigt sein sollten, ftgleichgültig, ob es sich 
um im vorliegenden Rechtsstreit geltend gemachte oder nicht 
geltend gemachte, um heute bekannte oder Unbekannte Ansprüche 
handelt”, so zeige dies deutlich, dass alle auch noch nicht 
erkennbaren Unfallfolgen miterledigt sein sollten,. Es habe 
sich nicht um einen der üblichen formularmäs eigen Abfindungs­
vergleiche mit einer Versicherungsgesellschaft gehandelt, 
sondern um einen Vergleich, der in einem Rechtsstreit von 
den durch Anwälte vertretenen Prozessparteien unter richter­
licher Mitwirkung zustande gekommen und nach vorausgegangener 
gründlicher Überlegung und genauer Abwägung aller möglichen 
Weiterungen des Schadensverlaufs formuliert worden sei, wobei 
den Parteien die Vereinbarung einer zwölftätigen Widerrufs­
frist nochmals Gelegenheit gegeben habe, die Vergleichsnieder 
schrift genau zu überprüfen und sich über die Bedeutung der 
darin festgehaltenen Willenserklärungen ins Bild zu setzen* 
Danach habe die Klägerin aber auf die Geltendmachung weiterer 
Zukunftsschaden eindeutig verzichtet*

Die Revision tritt dieser Würdigung des Vergleichs ent­
gegen. Ihre Angriffe können jedoch keinen Erfolg haben*

Da es eine Präge der Auslegung des Vergleichs ist, ob 
die getroffenen Vereinbarungen entgegen ihrem Wortlaut nur im. 
Sinne eines die nachträglich eingetretenen Unfallfolgen nicht



mitumfassenden beschränkten Verzichts auf Ersatz von Unfall­
schäden aufzufassen sind, ist das Hevisionsgericht an die 
Deutung, die das Berufungsgericht dem Vergleich gegeben hat, 
gebunden, sofern sie überhaupt denkgesetzlich möglich ist 
und nicht gegen anerkannte Auslegungsregeln verstösst cder 
wesentliches Auslegungsmaterial unberücksichtigt geblieben 
ist« Einen Rechtsfehler dieser Art lassen die Ausführungen 
des Berufungsgerichts nicht erkennen-

Nach den in der Rechtsprechung des Reichsgerichts ent­
wickelten Grundsätzen, von denen abkugehen der erkennende 
Senat keine Veranlassung sieht, ist ein im Vergleichswege 
erklärter Verzicht auf alle künftigen Ansprüche aus einer 
KörperbeSchädigung nach § 157 BGB einschränkend auszulegen, 
wenn sich die Parteien bei Vergleichsabschluss übereinstimmend 
einen begrenzten Schadenskreis vorgestellt haben und der nach­
träglich eingetretene Schaden gegenständlich völlig ausser­
halb des Vorgestellten liegt, nach dem. damaligen Sachstand 
unvorhersehbar war und so erheblich ist, dass bei seiner 
Kenntnis beide Parteien nach den Grundsätzen des redlichen 
Verkehrs den Vergleich nicht geschlossen haben würden/Für 
die Anwendung dieser Grundsätze ist allerdings dann kein 
Raum, wenn die Parteien erkennbar über die bei Vergleichs­
abschluss bestehende und zu erwartende Gestaltung der Scha­
densfolgen hinaus haben Vorsorge treffen wollen (RGZ 131#
278 & 857; HG <TO 1954, 3265; 1937, 1235; 1938, 1167; RGZ 159, 
264 /266/0. Mit Recht ist das Berufungsgericht diesen Grund- 
Sätzen gefolgt* Es hat aber die Voraussetzung, dass der nach­
träglich eingetretene Körperschaden der Klägerin völlig aus­
serhalb des Kreises der Vorstellungen liege, den sich die“ 
Beteiligten bei Abschluss des Vergleichs von den Unfallfolgen 
und ihrer künftigen Entwicklung gemacht hätten, nicht für



gegeben gehalten, und es hat obendrein der Passung des Ver­
gleichs und den Umständen seines Zustandekommens entnommen, 
dass die Beteiligten über alle bestehende und zu erwartende 
Schadensgestaltung hinaus für die Zukunft haben Vorsorge 
treffen wollen,

Weder nach der einen noch nach der anderen Richtung 
ist die Beurteilung des Berufungsgerichts angreifbar*

a) Riß Revision meint, das Berufungsgericht sei der 
Prognose des Gutachtens vom 25* Januar 1943 darum nicht 
gerecht geworden, weil ihr entscheidendes Merkmal gewesen 
sei, dass sie günstig gelautet habe* Kefaer habe daxm ge­
dacht, dass eine hinzutretende Arthrosis deformans den Er­
folg der knöchern festen Verheilung des Bruches zunichte 
machen würde„ Es sei rechtsirrig, wenn das Berufungsgericht 
es für unerheblich halte, ob man gerade an eine Arthrosis 
deformans habe denken können; gerade hierauf komme es an*
Hach dem Inhalt des späteren Gutachtens vom 7- September 
1950 sei zwar die arthrotische Erkrankung zum Teil anlage­
bedingt, der jetzige Zustand der Klägerin sei jedoch in über­
wiegendem Masse Unfallfolge im Sinne einer Verschlimmerung. 
Wie das Gutachten vom 7. September 1950 hervorhebe, habe am 
25» Januar 1943 die günstige Prognose gestellt werden können, 

•> Weii sich im Eöntgenbild sieben Monate nach der Entfernung 
"•Vdee^Befestigungsnagels aus dem Knochenbruch noch keine An- 
'Reichen einer Arthrosis deformans gezeigt hätten; dass es 
das Schicksal anders gewollt habe, habe niemand vorausahnen 
können. Die Revision ist der Ansicht, dass sich das BerufungS 
gericht zu dem Wortlaut des Gutachtens vom 25* Januar 1943 
und dem Urteil des späteren Gutachtens Uber das frühere in 
Widerspruch gesetzt habe. Wenn ehr durch den Vergleich umfass­
te Schadenskreis auch die Möglichkeit einer selchen Verschütt
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merung der Beschwerden in sich eingeschlossen habe, wie sie 
bei einer knöchern festen Verheilung des Bruchs in befrie­
digender Stellung und bei der schon damals guten Gebrauchs­
fähigkeit des Beines denkbar gewesen sei, so habe der später 
eingetretene Schaden doch völlig ausserhalb des Vorgestell­
ten 'gelegen.

Die Feststellung dessen, was sich die Beteiligten bei 
Abschluss des Vergleichs Über die gegenwärtige und künftige 
Gestaltung der Unfallfolgen vorgestellt haben, ist indessen 
eine Aufgabe tatrichterlicher BeweisWürdigung. Das Gleiche 
gilt auch für die Feststellung, ob der nachträglich einge­
tretene Schaden völlig ausserhalb des Vorgestellten liegt.
Der Tatrichter hat sich sein Urteil über diese auf tatsäch­
lichem Gebiet liegenden Fragen nach freier Überzeugung zu 
bilden (§ 286 ZPO). Die Ergebnisse, zu denen er gelangt, 
sind für das Revisionsgericht bindend, sofern sie nicht unter 
«Verletzung von Verfahrensvorschriften oder unter Verstoss 
gegen Denkgesetze oder ErfahrungsSätze zustande gekommen 
sind (§561 Abs 2 ZPO)» Dass dem Berufungsgericht ein solcher 
Fehler unterlaufen sei, lässt sich jedoch nicht feststellen.

Zu Unrecht rügt die Revision, dass sich das Berufungs­
gericht zu dem Wortlaut des Gutachtens vom 25. Januar 1943 
in Widerspruch gesetzt habe. Das Gutachten hat sich nicht * 
dahin ausgesprochen, dass eine Verschlimmerung der Unfall­
folgen, wie sie die hinzugetretene arthrotiache Erkrankung 
später herbeigeführt hat, ausser Betracht stehe oder gar un­
denkbar sei. Es hat es nur als nicht wahrscheinlich bezeich­
net, dass sich die Beschwerden verschlimmern würden, und zum 
Ausdruck gebracht, eher sei mit einer Besserung zu rechnen« 
Wenn das Berufungsgericht dies als eine vorsichtige Bewertung 
angesehen hat, die bei der im Gutachten festgestellten nicht
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.belanglosen Einschränkung der Beugefähigkeit des Hüftgelenks 
und der bis auf weiteres bestehenden Hinderung der ErwerbB- 
fähigkeit alle Möglichkeiten der Schadensentwicklung offen­
gelassen habe, sc lässt sich das im Revisionsverfahren nicht 
angreifen, Etwas anderes musste das Berufungsgericht auch 
nicht der Stellungnahme des späteren Gutachtens vom 7. Sep­
tember 1950 entnehmen« Wenn hierin dem früheren Gutachter 
zugestanden worden ist, dass er eine günstige Prognose habe 
stellen können, weil er Anzeichen einer Arthrosis deformans 
nicht gesehen habe und niemand habe vorausahnen können, dass 
es das Schicksal anders wollte, so hat das Gutachten*doch 
ausgeführt, dass bei der Arthrosis deformans, einem Leiden, 
das meistens anlagemässig bedingt sei und schicksalsmässig 
verlaufe, Verschlimmerung durch Unfall häufig beobachtet wer­
de; seien arthrotische Veränderungen der Gelenke als Folge 
von Brtlchen und Gelenkerkrankungen auch nicht immer voraus« 
Zusehen, so sei bei Leuten jenseits des 50* Lebensjahres, 
wenn wie bei der Klägerin eine schwere, ins Gelenk reichen« 
de Verletzung des Knochens vorliege, die Wahrscheinlichkeit 
einer sekundären Arthrosis deformans doch nichtauszuschliessen* 
Hach den Feststellungen des Gutachtens vom.25* Januar 1943 
war 4ie Klägerin damals allerdings erst 47 Jahre alt« Auch 
bei Berücksichtigung der Ausführungen des Gutachtens vom 7* 
September 1950 war das Berufungsgericht aber nicht gehindert, 
aus dem Gutachten vom 25 * Januar 1943 die Folgerung zu ziehen, 
dass es alle Möglichkeiten der weiteren Schadensentwicklung 
offengelaasen habe« Ohne RechtsverstosB konnte das Berufungs­
gericht auch aus der Kenntnis der Beteiligten von diesem Gut­
achten in Verbindung mit dem ProzesBvorbringen über den Zu­
stand der Klägerin und seine Beurteilung durch die behandeln­
den Ärzte schliessen, dass die Vorstellungen, die sich die

V '



Beteiligten bei Abschluss des Vergleichs über die weitere Ge- 
staltung der Schadensfolgen gemacht haben, * xmgewiss und jeden- • >falls nicht so begrenzt gewesen sind, dass eine Schadensent­
wicklung, wie sie später eingetreten ist. völlig ausser dem vBereich ihrer Vorstellungen gelegen hätte* Es bedeutet auch 
keinen Rechtsirrtum» wenn das Berufungsgericht hierbei dem 
Umstand keine Bedeutung beigemessen hat, ob den Beteiligten 
damals die genaue medizinische Bezeichnung der Schadensaus­
wirkungen, wie sie sich später ergeben haben..bekannt gewesen 
ist oder nichtv $

b) Was die Auffassung des Berufungsgerichts betrifft, dass
* i.

durch den Vergleich nach dem Willen der Beteiligten über die 
damals bestehende und zu erwartende Gestaltung der Schadens­
folgen hinaus für die Zukunft habe Vorsorge getroffen werden 
sollen, so macht die Revision geltend, die vom Berufungsge­
richt zur Begründung seiner Ansicht angeführten Umstände 
schlössen nicht aus, dass der Vergleich doch nur einenbegrenz­
ten Inhalt gehabt und die jetzigen Schadensfolgen nicht mitum- 't*
fasst habe; die gegenteilige Ansicht des Berufungsgerichts sei 
rechtsirrig* Indessen handelt es sich hier nicht darum, ob der • *Vergleich auch anders hätte ausgelegt werden können, als es 
das Berufungsgericht getan hat, sondern es fragt sich lediglich, 
ob die Auslegung, die das Berufungsgericht vorgenommen hat, 
der Nachprüfung, wie sie dem Revisionsgericht nur beschränkt 
möglich ist, standhält* Hieran ist aber nicht zu zweifeln* . .
Die Auslegung des Vergleichs durch das Berufungsgericht ist wMW 1
möglich und lässt eine Rechtsverletzung nicht ersehen* «

4* Mit Recht hat das Berufungsgericht schliesslich verneint^' 
dass die Klägerin der Berufung des Beklagten auf den Vergleich v{ 
den Einwand unzulässiger Rechtsausübung wegen Wegfalls der Ge- 
schäftsgrundlage entgegensetzen könne* Es steht im Widerspruch* j
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zu den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts, 
wenn die Revision als Geschäftsgrundlage die Unkenntnis der 
Beteiligten von der Anlage der Klägerin zur Arthrosis defor­
mans hinstellt. Für den Willen zum Abschluss des Vergleichs' 
ist vielmehr, wie das Berufungsgericht ohne Reohtsverstoss 
festgestellt hat, die Vorstellung der Beteiligten von der 
Ungewissheit über die künftige Auswirkung des Schadensverlaufs" 
massgebend gewesen,. Danach begegnet es aber keinen rechtliches! 
Bedenken, wenn das Berufungsgericht in der durch arthrotische 
Veranlagung bedingten mittelbaren Schadensfolge keine solche 
Änderung der Verhältnisse erblickt hat, dass von einem Weg­
fall der Geschäftsgrundlage gesprochen werden könnte* Ob die 
Arthrotis deformans durch den Knochenbruch nur gefördert oder 
erst ausgelöst worden ist, ist in diesem Zusammenhang ohne 
Belang« Dass es, wie die Revision meint, zur Klärung dieser 
Frage der Vernehmung eines Sachverständigen bedurft hätte, 
kann daher nicht anerkannt werden*
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Die Revision erweißt sich hiernach als unbegründet. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Meiß Dr.Gelhaar Dr.K.E.Meyer
Hanebeck Dr,Bode
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